
(66) Es sind besondere Regeln vorzusehen, mit denen außer­

gewöhnlichen Währungssituationen begegnet wird, die 
sich sowohl innerhalb der Union als auch auf dem Welt­

markt ergeben können und unverzügliches Handeln er­

fordern, um das reibungslose Funktionieren der GAP-Re­

gelungen zu gewährleisten. 

(67) Die Mitgliedstaaten, die den Euro nicht als Währung ein­

geführt haben, sollten die Möglichkeit haben, die Aus­

gaben, die sich aus den GAP-Rechtsvorschriften ergeben, 
in Euro anstatt in Landeswährung zu tätigen. Es sind 
daher besondere Vorschriften notwendig, um sicher­

zustellen, dass diese Möglichkeit den Empfängern bzw. 
Schuldnern keinen ungerechtfertigten Vorteil verschafft. 

(68) Jede GAP-Maßnahme sollte überwacht und bewertet wer­

den, um ihre Qualität zu verbessern und ihre Wirksam­

keit aufzuzeigen. In diesem Zusammenhang sollte eine 
Liste von Indikatoren festgelegt und die Leistung der 
GAP von der Kommission anhand der politischen Zielset­

zungen einer rentablen Nahrungsmittelerzeugung, einer 
nachhaltigen Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen 
und von Klimaschutzmaßnahmen sowie einer ausgewo­

genen räumlichen Entwicklung bewertet werden. Bei der 
Bewertung insbesondere der Leistung der GAP in Bezug 
auf das Ziel einer rentablen Nahrungsmittelerzeugung 
sollten alle einschlägigen Faktoren, einschließlich der Ent­

wicklung der Input-Preise, berücksichtigt werden. Die 
Kommission sollte ein gemeinsames Monitoring- und 
Evaluierungssystem aufstellen, das unter anderem ge­

währleistet, dass die einschlägigen Daten, einschließlich 
Informationen von den Mitgliedstaaten, fristgerecht zur 
Verfügung stehen. Dabei sollte sie dem Datenbedarf 
und den Synergien zwischen potenziellen Datenquellen 
Rechnung tragen. Außerdem heißt es in der Mitteilung 
der Kommission mit dem Titel "Ein Haushalt für 'Europa 
2020' – Teil II", dass die Ausgaben mit klimapolitischer 
Komponente auf mindestens 20 % des Unionshaushalts 
angehoben werden sollen, auch durch Beiträge aus ande­

ren Politikbereichen. Die Kommission sollte daher in der 
Lage sein einzuschätzen, ob und wie sich die Unionsför­

derung im Rahmen der GAP auf die klimapolitischen 
Ziele auswirkt. 

(69) Es gilt das Unionsrecht zum Schutz natürlicher Personen 
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten und zum 
freien Datenverkehr, insbesondere die Richtlinie 
95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
und die Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 2 ). 

(70) Das Urteil des Gerichtshofs vom 9. November 2010 in 
den verbundenen Rechtssachen C-92/09 und 93/09 ( 3 ) 
Volker und Markus Schecke GbR, Hartmut Eifert gegen 
Land Hessen erklärte Artikel 42 Nummer 8b und Arti­
kel 44a der Verordnung (EG) Nr. 1290/2005 sowie die 

Verordnung (EG) Nr. 259/2008 ( 4 ) der Kommission für 
ungültig, soweit diese Vorschriften - in Bezug auf natür­

liche Personen, die Empfänger von Mitteln aus den euro­

päischen Agrarfonds sind - die Veröffentlichung per­

sonenbezogener Daten hinsichtlich aller Empfänger vor­

schrieben, ohne nach einschlägigen Kriterien wie den 
Zeiträumen, während deren sie solche Beihilfen erhalten 
haben, der Häufigkeit oder auch Art und Umfang dieser 
Beihilfen zu unterscheiden. 

(71) Aufgrund dieses Urteils und in Erwartung der Verabschie­

dung einer neuen Regelung, die den vom Gerichtshof 
erhobenen Einwänden Rechnung trägt, wurde die Verord­

nung (EG) Nr. 259/2008 durch die Durchführungsver­

ordnung (EU) Nr. 410/2011 der Kommission ( 5 ) geän­

dert, um ausdrücklich festzulegen, dass die Verpflichtung 
zur Veröffentlichung von Informationen nicht für natür­

liche Personen gilt. 

(72) Im September 2011 organisierte die Kommission eine 
Konsultation von Interessenträgern, an der Vertreter 
von Agrar- und Handelsverbänden, der Nahrungsmittel­
industrie und der Arbeitnehmer sowie der Zivilgesell­
schaft und der Unionsorgane teilnahmen. Im Rahmen 
der Konsultation wurden verschiedene mögliche Optio­

nen für die Veröffentlichung der Daten von natürlichen 
Personen, die Empfänger von Mitteln aus den europäi­
schen Agrarfonds sind, und die Einhaltung des Grund­

satzes der Verhältnismäßigkeit, wenn die betreffenden 
Informationen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden, vorgeschlagen. Auf dieser Konferenz wurde erör­

tert, dass es erforderlich sein kann, den Namen von na­

türlichen Personen zu veröffentlichen, um so die finan­

ziellen Interessen der Union besser zu schützen, die 
Transparenz zu erhöhen und die Leistungen der Begüns­

tigten bei der Bereitstellung von öffentlichen Gütern her­

vorzuheben, ohne dass diese Veröffentlichung jedoch 
über das für die Erreichung dieser legitimen Ziele erfor­

derliche Maß hinausgeht. 

(73) In seinem Urteil in Volker und Markus Schecke GbR, 
Hartmut Eifert gegen Land Hessen hat der Gerichtshof 
die Legitimität des angestrebten Ziels einer verstärkten 
öffentlichen Kontrolle der Verwendung der Mittel der 
Fonds nicht bestritten. Der Gerichtshof hat jedoch die 
Notwendigkeit hervorgehoben, Modalitäten der Ver­

öffentlichung von Informationen über die betroffenen 
Empfänger in Erwägung zu ziehen, die mit dem Zweck 
einer solchen Veröffentlichung im Einklang stehen, zu­

gleich aber auch in das Recht dieser Empfänger auf Ach­

tung ihres Privatlebens im Allgemeinen und auf Schutz 
ihrer personenbezogenen Daten im Besonderen weniger 
stark eingreifen
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(74) Das Ziel einer verstärkten öffentlichen Kontrolle einzel­
ner Empfänger muss vor dem Hintergrund des neuen 
Finanzverwaltungs- und Kontrollsystems, das ab 1. Januar 
2014 anzuwenden ist, und unter Berücksichtigung der in 
den Mitgliedstaaten gewonnenen Erfahrungen analysiert 
werden. Innerhalb dieses neuen Rahmens können die 
Kontrollen der nationalen Behörden nicht erschöpfend 
sein, insbesondere da bei fast allen Regelungen lediglich 
ein begrenzter Teil der Grundgesamtheit vor Ort kontrol­
liert werden kann. Darüber hinaus ist in dem neuen 
System vorgesehen, dass die Mitgliedstaaten die Anzahl 
der Vor-Ort-Kontrollen unter bestimmten Bedingungen 
verringern können. 

Eine hinreichende Anhebung der Mindestkontrollsätze 
über die derzeit geltenden Sätze würde im vorliegenden 
Zusammenhang eine derartige finanzielle und verwal­
tungstechnische Belastung für die nationalen Behörden 
bedeuten, dass diese Behörden damit überfordert wären. 

(75) Demnach bietet die Veröffentlichung der Namen der Be­

günstigten der Fonds eine Möglichkeit, die öffentliche 
Kontrolle der Verwendung dieser Mittel zu verstärken, 
und stellt somit eine sinnvolle Ergänzung des bestehen­

den Verwaltungs- und Kontrollsystems dar, die erforder­

lich ist, um einen angemessenen Schutz der finanziellen 
Interessen der Union zu gewährleisten. Dies wird teil­
weise durch die vorbeugende und abschreckende Wir­

kung erreicht, die eine solche Veröffentlichung hat, teil­
weise dadurch, dass sie die einzelnen Begünstigten davon 
abhält, Unregelmäßigkeiten zu begehen, und teilweise 
auch dadurch, dass gleichzeitig die persönliche Verant­
wortlichkeit der Betriebsinhaber für die Verwendung der 
öffentlichen Gelder verstärkt wird. 

(76) In diesem Zusammenhang sollte die Rolle der Zivilgesell­
schaft, einschließlich der Rolle der Medien und Nicht­
regierungsorganisationen und ihres Beitrags zur Verstär­

kung des Kontrollsystems der Behörden gegen Betrug 
und jeglichen Missbrauch öffentlicher Gelder, als solche 
anerkannt werden. 

(77) Die Veröffentlichung der einschlägigen Informationen 
steht auch im Einklang mit dem Ansatz, der in der Ver­

ordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 festgelegt ist. 

(78) Alternativ dazu könnte dem Ziel einer verstärkten öffent­

lichen Kontrolle einzelner Empfänger gedient werden, 
indem eine Verpflichtung für die Mitgliedstaaten vorgese­

hen würde, für den Zugang der Öffentlichkeit zu den 
einschlägigen Informationen auf Ersuchen zu sorgen, 
ohne dass eine Veröffentlichung erfolgen würde. Dies 
wäre jedoch weniger effizient und könnte bei der Um­

setzung zu unerwünschten Unterschieden führen. Folg­

lich sollten die nationalen Behörden sich auf die öffent­

liche Kontrolle einzelner Empfänger durch die Veröffent­

lichung von deren Namen und anderen sachdienlichen 
Angaben stützen können. 

(79) Wenn das Ziel der öffentlichen Kontrolle der Verwen­

dung der Mittel der Fonds erreicht werden soll, muss 
der Öffentlichkeit ein bestimmter Grad an Informationen 
über Begünstigte bekannt gemacht werden. Zu diesen 
Informationen sollten Angaben über die Identität des 
Begünstigten, den zugeteilten Betrag und den Fonds, 
aus dem dieser gewährt wird, sowie über den Zweck 
und die Art der betreffenden Maßnahme gehören. Diese 
Informationen sollten so veröffentlicht werden, dass da­

bei so wenig wie möglich in die in den Artikel 7 und 8 

der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ver­

ankerten Rechte der Begünstigten auf Achtung ihres Pri­
vatlebens im Allgemeinen und auf Schutz ihrer personen­

bezogenen Daten im Besonderen eingegriffen wird. 
(80) Um zu gewährleisten, dass diese Verordnung mit dem 

Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in Einklang steht, 
hat der Gesetzgeber alle alternativen Möglichkeiten son­

diert, mit denen sich das Ziel einer öffentlichen Kontrolle 
der Verwendung der Mittel der Fonds erreichen ließe, wie 
dies in einem im Anhang zu Ratsdokument 6370/13 
aufgeführten Memorandum dargelegt ist, und hat sich 
für die Möglichkeit entschieden, mit der am wenigsten 
in die betreffenden Rechte des Einzelnen eingegriffen 
wird. 

(81) Durch die Veröffentlichung von Einzelheiten über die 
Maßnahme, die den Betriebsinhaber zum Empfang einer 
Beihilfe oder Förderung berechtigt, sowie über Art und 
Zweck der Beihilfe oder Förderung, erlangt die Öffent­

lichkeit konkrete Kenntnis über die geförderte Tätigkeit 
und den Zweck, für den die Beihilfe oder Förderung 
gewährt wurde. Dies würde auch zur vorbeugenden 
und abschreckenden Wirkung der öffentlichen Kontrolle 
beim Schutz der finanziellen Interessen beitragen. 

(82) Um ein Gleichgewicht zwischen dem angestrebten Ziel 
einer öffentlichen Kontrolle der Verwendung der Mittel 
der Fonds einerseits und dem Recht der Begünstigten auf 
Achtung ihres Privatlebens im Allgemeinen und ins­

besondere auf Schutz ihrer personenbezogenen Daten 
andererseits zu bewahren, muss dem Umfang der Beihilfe 
Rechnung getragen werden. Nach eingehender Analyse 
und der Konsultation der Interessenträger zeigt sich, 
dass es im Hinblick auf eine größere Wirksamkeit einer 
solchen Veröffentlichung und zur Begrenzung des Ein­

griffs in die Rechte der Begünstigten notwendig ist, einen 
Schwellenwert, ausgerückt in Höhe des erhaltenen Bei­
hilfebetrags, festzusetzen, unterhalb dessen der Name 
des Begünstigten nicht veröffentlicht werden sollte. 

(83) Dieser Schwellenwert sollte ein De-minimis-Schwellen­

wert sein und sollte das Förderniveau der Stützungsrege­

lungen, die im Rahmen der GAP bestehen, widerspiegeln 
und auf diesen basieren. Da die Strukturen der Agrarwirt­

schaften der Mitgliedstaaten jedoch beträchtliche Unter­

schiede aufweisen und erheblich vom Unionsdurchschnitt 
abweichen können, sollte erlaubt werden, unterschiedli­
che Mindestschwellen anzuwenden, die der besonderen 
Situation der Mitgliedstaaten Rechnung tragen. Die Ver­

ordnung (EU) Nr. 1307/2013 enthält eine einfache auf 
Kleinlandwirte abgestellte Regelung. In Artikel 63 der 
genannten Verordnung sind die Kriterien für die Berech­

nung des Beihilfebetrags festgelegt. Aus Gründen der Ko­

härenz sollte im Fall der Anwendung der Regelung durch 
die Mitgliedstaaten der zu berücksichtigende Schwellen­

wert in gleicher Höhe festgesetzt werden wie die von den 
Mitgliedstaaten festgesetzten Beträge nach Artikel 63 Ab­

satz 1 Unterabsatz 2 oder Artikel 63 Absatz 2 Unter­

absatz 2 der genannten Verordnung (EU) Nr. 1307/2013. 
Falls Mitgliedstaaten beschließen, die oben genannte Re­

gelung nicht anzuwenden, sollte der zu berücksichtigende 
Schwellenwert in gleicher Höhe festgesetzt werden wie 
der Höchstbetrag der Beihilfe im Rahmen der Regelung, 
wie dies in Artikel 63 der Verordnung (EU) Nr. 
1307/2013 vorgesehen ist. Unterhalb dieses spezifischen 
Schwellenwertes muss die Veröffentlichung mit Aus­

nahme des Namens alle maßgeblichen Informationen 
enthalten, die dem Steuerzahler ein wirklichkeitsgetreues 
Bild der GAP vermitteln.
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